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Kundmachung 
vom 10. Dezember 2019 

des Beschlusses Nr. 215/2018 
des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses: 26. Oktober 2018 
Zustimmung des Landtags: 27. Februar 20191 

Inkrafttreten für das Fürstentum Liechtenstein: 1. Januar 2020 

Aufgrund von Art. 3 Bst. k des Kundmachungsgesetzes vom 17. April 
1985, LGBl. 1985 Nr. 41, in der Fassung des Gesetzes vom 22. März 
1995, LGBl. 1995 Nr. 101, macht die Regierung im Anhang den Be-
schluss Nr. 215/2018 des Gemeinsamen EWR-Ausschusses kund. 

Der vollständige Wortlaut der EWR-Rechtsvorschriften, auf die im 
Beschluss Nr. 215/2018 Bezug genommen wird, wird in der EWR-
Rechtssammlung kundgemacht. Die EWR-Rechtssammlung steht in der 
Regierungskanzlei zu Amtsstunden sowie in der Landesbibliothek zur 
Einsichtnahme zur Verfügung. 

Fürstliche Regierung: 
gez. Adrian Hasler 
Fürstlicher Regierungschef 

 
1 Bericht und Antrag der Regierung Nr. 10/2019 
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Anhang 

Beschluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
Nr. 215/2018 

vom 26. Oktober 2018 

zur Änderung von Anhang X 
(Dienstleistungen im Allgemeinen) und von 

Anhang XVIII (Sicherheit und 
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, 

Arbeitsrecht sowie Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen) des EWR-Abkommens 

Der Gemeinsame EWR-Ausschuss - 
gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen"), insbesondere auf Art. 98, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 
1. Die Richtlinie 2014/67/EU des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 15. Mai 2014 zur Durchsetzung der Richtlinie 96/71/EG 
über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung 
von Dienstleistungen und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 
1024/2012 über die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Bin-
nenmarkt-Informationssystems ("IMI-Verordnung")2 ist in das EWR-
Abkommen aufzunehmen. 

2. Anhang X und Anhang XVIII des EWR-Abkommens sollten daher 
entsprechend geändert werden - 

hat folgenden Beschluss erlassen: 

Art. 1 

In Anhang X des EWR-Abkommens wird unter Nummer 3 (Ver-
ordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates) folgender Gedankenstrich angefügt: 
 
2 ABl. L 159 vom 28.5.2014, S. 11. 
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"- 32014 L 0067: Richtlinie 2014/67/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 15. Mai 2014 (ABl. L 159 vom 28.5.2014, S. 11). 

Art. 2 

In Anhang XVIII des EWR-Abkommens wird nach Nummer 30a 
(Beschluss 2009/17/EG der Kommission) Folgendes angefügt: 
"30b. 32014 L 0067: Richtlinie 2014/67/EU des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Durchsetzung der 
Richtlinie 96/71/EG über die Entsendung von Arbeitnehmern im 
Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen und zur Änderung 
der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 über die Verwaltungszu-
sammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems 
("IMI-Verordnung") (ABl. L 159 vom 28.5.2014, S. 11). 
Die Richtlinie gilt für die Zwecke dieses Abkommens mit folgen-
der Anpassung: 
In Art. 4 Abs. 3 Bst. c gelten die Worte ‚gemäss Rom I und/oder 
dem Übereinkommen von Rom‘ nicht in Bezug auf die EFTA-
Staaten. 

Art. 3 

Der Wortlaut der Richtlinie 2014/67/EU in isländischer und norwe-
gischer Sprache, der in der EWR-Beilage des Amtsblattes der Europäi-
schen Union veröffentlicht wird, ist verbindlich. 

Art. 4 

Dieser Beschluss tritt am 27. Oktober 2018 in Kraft, sofern alle Mit-
teilungen nach Art. 103 Abs. 1 des EWR-Abkommens vorliegen3. 

 
3 Das Bestehen verfassungsrechtlicher Anforderungen wurde mitgeteilt. 
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Art. 5 

Dieser Beschluss wird im EWR-Abschnitt und in der EWR-Beilage 
des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlicht. 

Geschehen zu Brüssel am 26. Oktober 2018. 

(Es folgen die Unterschriften) 
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Erklärung der EFTA-Staaten 
zum Beschluss Nr. 215/2018 des Gemeinsamen EWR-Ausschusses 
vom 26. Oktober 2018 zur Aufnahme der Richtlinie 2014/67/EU in 

das EWR-Abkommen 

Die Richtlinie 2014/67/EU vom 15. Mai 2014 zur Durchsetzung der 
Richtlinie 96/71/EG über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rah-
men der Erbringung von Dienstleistungen sieht Bestimmungen über die 
grenzüberschreitende Durchsetzung von finanziellen verwaltungsrechtli-
chen Sanktionen und Bussgelder vor. Die Aufnahme dieser Richtlinie 
berührt nicht die Aufnahme von zukünftigen Rechtsakten, die Bestim-
mungen über die grenzüberschreitende Durchsetzung von finanziellen 
verwaltungsrechtlichen Sanktionen und Bussgelder enthalten. 
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